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Die Entwicklung des deutschen volksdemokratischen Staates
1945 bis 1958

(Zum Erscheinen des gleichnamigen Werkes von Walter Ulbricht)1

Von Prof. Dr. KARL POLAK, Berlin

Walter Ulbricht läßt in seinem Buch zwölfeinhalb 
Jahre politischer, staatlicher, ökonomischer, gesellschaft
licher Entwicklung an uns vorüberziehen — Jahre, 
deren Zeugen und bewußte Mitgestalter wir. alle 
waren. Es sind dies die Jahre unserer Kämpfe um 
den gesellschaftlichen Neuaufbau, der Reifung unserer 
staats- und wirtschaftsorganisatorischen Fähigkeiten 
und damit das Wachstum unserer Staatsmacht.

Eine heroische Epoche spiegelt sich hier wider, das 
Werden des ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern- 
Staates, eine Leistung der deutschen Arbeiterklasse, 
die von wahrhaft geschichtlicher Bedeutung ist und 
eine Wende in unserer nationalen Entwicklung be
deutet.

Walter Ulbrichts Werk ist der Wegweiser für die 
Herausbildung der sozialistischen Staats- und Rechts
prinzipien; sein Reichtum ist unerschöpflich. Es spie
gelt mit der ganzen Fülle der Probleme dieser Kampf
jahre und dem Weg zu ihrer Lösung einen gewaltigen 
Erfahrungsschatz wider, der es zu einer Enzyklopädie 
staatsorganisatorischen, staatswissenschaftlichen und 
staatsrechtlichen Wissens um“ den Aufbau der volks
demokratischen Staatsmacht macht, zu einem Werk, 
das einen Ehrenplatz in der Entwicklung der marxi
stisch-leninistischen Staatswissenschaft einnimmt.

Walter Ulbrichts Werk zeichnet sich dadurch aus, 
daß es die Staatstheorie, die staatsorganisatorischen 
und staatsrechtlichen Probleme aus der politischen 
Lage, den Klassenkämpfen und den Besonderheiten 
heraus, die sich aus unserer nationalen Entwicklung 
ergeben, behandelt.

*
Suchen wir den gerade für die gegenwärtige Lage 

unserer Staats- und Rechtswissenschaft besonders be
deutsamen Ausgangspunkt dieses Werkes, so liegt er 
in der tiefen Verankerung der Staatsfrage in der Ent
wicklung der Gesellschaft. Von der Grundlage der 
marxistischen Geschichtsauffassung aus — der Er
kenntnis des Staates als Instrument des Klassen
kampfes und unseres Staates als des Instruments der 
Überwindung der kapitalistischen durch die soziali
stische Gesellschaft und damit der Entfaltung der 
Volksmacht — dringen wir auch in alle anderen Fra
gen ein. Dieser Ausgangspunkt ist die Grundlage und 
zugleich der Kompaß, der uns durch alle anderen Fra
gen führt. Komplikationen, Fehler und Verirrungen 
entstehen dort — und notwendig immer dort —, wo 
dieser Boden verlassen wird, wo, statt die Frage vom 
Gesichtspunkt der marxistischen Geschichtsauffassung 
— des historischen und dialektischen Materialismus — 
konsequent zu durchdenken, der Weg der Unterwer
fung unter die bürgerlichen Anschauungen gegangen 
wird — oder der Forscher diese Vorstellungen noch 
nicht überwunden hat.

Auf der Babelsberger Konferenz hat Walter Ulbricht 
mit Nachdruck auf die Bedeutung der marxistischen i

i Berlin 1958. Sofern nichts anderes angegeben wird, beziehen 
sich die Seitenangaben auf dieses Werk. — Die Ausführungen 
von Prof. Polak sind einem umfangreicheren Artikel ent
nommen, dessen Abdruck in „Staat und Recht“ 1958 Heft 9 
bevorsteht. — Die Redaktion.

Geschichtsauffassung für die marxistisch-leninistische 
Staatslehre hingewiesen. Er betonte, daß die Trennung 
des Staates von der gesellschaftlichen Entwicklung die 
besondere Methode der bürgerlichen Staatsideologie 
sei, deren Einfluß auf unsere Staatswissenschaft sich 
verhängnisvoll aus wir kt. Dieser Hinweis Walter Ul
brichts ist nicht neu. Schon vor zehn Jahren gab er 
ihn, als wir im Juli des Jahres 1948 auf der Konferenz 
in Werder mit dem Halbjahresplan in die Vorberei
tung des ersten Zweijahrplanes ein traten, also die 
ersten Schritte zur Zentralisierung der ökonomischen 
Leitungstätigkeit machten. Diese Schritte waren auf 
das engste verbunden mit dem Ausbau unserer Staats
macht als des Instruments der Leitung der gesell
schaftlichen Entwicklung. Damals wies Walter Ulbricht 
auf die Gefahr hin, die die alte abstrakte bürgerliche 
Staatsauffassung für diese Entwicklung darstellt. Sie 
ist nicht in der Lage, den wirklichen gesellschaftlichen 
Entwicklungsprozeß zu erfassen.

„Man kann das Wesen des Staates nur verstehen, 
wenn man ihn im Zusammenhang mit der je
weiligen Gesellschaftsformation untersucht. Die 
Loslösung des Staates aus seiner natürlichen Um
gebung, von seiner Lebensbasis, ist unwissenschaft
lich und führt nicht zur Erkenntnis seines wirklichen 
Wesens. Die Abstraktion des Staates ist die Klassen
methodik der Bourgeoisie. In der Abstraktion liegt 
die Anerkennung des Staates als ewige, notwendige 
und immer bestehende Einrichtung. Nur die bürger
liche Klasse hat ein Interesse daran, die gesonderte 
Existenz des Staates über der Gesellschaft als ewig 
notwendig hinzustellen.“2

Das Fundament der Staatslehre ist die marxistische 
Geschichtsbetrachtung — die Staatsfrage ist mit dem 
Klassenkampf untrennbar verbunden. Der Staat ist 
das Instrument des Klassenkampfes: der bürgerliche 
Staat das Instrument der Unterdrückung und Aus
beutung der Massen — der sozialistische Staat das 
Instrument der Befreiung von der Unterdrückung und 
Ausbeutung.

Befindet sich die Staatsmacht in Übereinstimmung 
mit der gesellschaftlichen Entwicklung, so kann sie 
sich als Aufgabe die bewußte Entwicklung der, Gesell
schaft stellen. So konnte Walter Ulbricht 1948, schon 
ganz am Anfang der Entwicklung, die Frage nach dem 
Inhalt der Staatsmacht dahin formulieren:

„Aufgabe der Staatsgewalt ist es, den gesellschaft
lichen Fortschritt zu fördern. Worin kommt gegen
wärtig die Förderung des gesellschaftlichen Fort
schritts zum Ausdruck? In der Förderung des volks
eigenen Sektors der Wirtschaft, in der Entwicklung 
der Planung, in der Förderung der Maschinen- und 
Geräteausleihstationen und der wirtschaftlichen Ein
richtungen der VdgB, in der-staatlichen Organisie
rung des Großhandels, in der Verbesserung der 
materiellen Lage der Werktätigen, in der bevorzug
ten Versorgung der Arbeiter und Werktätigen in 
den Betrieben, in der besonderen Förderung der 
kulturellen Entwicklung und dem Näherbringen
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